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Unter Bezugnahme auf das BMF-Schreiben vom 26. Oktober 2006 (BStBl I S. 709) zur 
Anwendung der Regelungen in § 4d Absatz 3 EStG und § 4e Absatz 3 EStG i. V. m. § 3 
Nummer 66 EStG im Zusammenhang mit der Übertragung von Versorgungsverpflichtungen 
und Versorgungsanwartschaften auf Pensionsfonds nehme ich zur Berechnung des auf Antrag 
zu verteilenden Betriebsausgabenabzuges nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder wie folgt Stellung:   
 
1. Berücksichtigung von künftigen Rentenanpassungen gemäß § 16 Absatz 1 des Gesetzes 

zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz - BetrAVG) 
bei der Ermittlung der erdienten Versorgungsanwartschaften  
 

1  Bei einer entgeltlichen Übertragung von Versorgungsanwartschaften aktiver Beschäftigter 
kommt die Anwendung von § 3 Nummer 66 EStG nur für Zahlungen an den Pensions-
fonds in Betracht, die für die bis zum Zeitpunkt der Übertragung bereits erdienten Ver-
sorgungsanwartschaften geleistet werden (Randnummer 2 des BMF-Schreibens vom 
26. Oktober 2006, a. a. O.). 
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2 Künftige Rentenanpassungen für zum Zeitpunkt der Übertragung bereits erdiente Versor-

gungsanwartschaften stellen keine bestehende Verpflichtung im Sinne von § 4e Absatz 3 
Satz 1 EStG dar, soweit sie noch nicht fest zugesagt sind. Aus Vereinfachungsgründen 
kann jedoch für Verpflichtungen, die einer Anpassungsprüfungspflicht gemäß § 16 Absatz 
1 BetrAVG unterliegen, eine jährliche pauschale Erhöhung von bis zu einem Prozent 
berücksichtigt werden. 
 

2. Ermittlung des erdienten Teils einer Pensionszusage nach § 6a EStG oder einer Zusage 
auf Unterstützungskassenleistungen nach § 4d EStG bei der Übertragung auf einen Pen-
sionsfonds gemäß § 4e EStG 
 

3 Die bis zum Zeitpunkt der Übertragung erdienten Versorgungsanwartschaften sind ent-
sprechend den Regelungen in § 2 BetrAVG zu ermitteln. Dabei ist auf den jeweiligen 
Übertragungszeitpunkt abzustellen. 
 

4 Soll nicht der erdiente Teil der zugesagten Versorgungsleistungen auf den Pensionsfonds 
übertragen werden, sondern ein konstanter Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenrenten-
anspruch durch den Pensionsfondstarif abgedeckt werden, ist durch einen Barwertver-
gleich auf Basis aktueller, steuerlich anerkannter Rechnungsgrundlagen für die Bewertung 
von Pensionsverpflichtungen gemäß § 6a EStG die Gleichwertigkeit des rechnerisch über-
tragungsfähigen sog. Past Service mit der auf den Pensionsfonds übertragenen Versorgung 
nachzuweisen. 
 

5 Die körperschaftsteuerlichen Regelungen für beherrschende Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rer von Kapitalgesellschaften bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere auch für das Rück-
wirkungs- und Nachzahlungsverbot. Demzufolge können steuerlich zugesagte Versor-
gungsleistungen und deren Erhöhungen erst ab dem Zeitpunkt der Zusage oder Erhöhung 
erdient werden. 
 

3. Maßgebende Rückstellung im Sinne von § 4e Absatz 3 Satz 3 EStG 
 

6 Ist infolge der Übertragung einer Versorgungsverpflichtung oder Versorgungsanwart-
schaft auf einen Pensionsfonds eine Pensionsrückstellung aufzulösen (§ 4e Absatz 3 
Satz 3 EStG), ist bei der Ermittlung der sofort als Betriebsausgaben abzugsfähigen 
Leistungen auf die am vorangegangenen Bilanzstichtag gebildete Pensionsrückstellung 
abzustellen. Weicht der Übertragungszeitpunkt vom Bilanzstichtag ab, kommt eine 
Zugrundelegung der (fiktiven) Pensionsrückstellung, die zu diesem Zeitpunkt maßgebend 
wäre, auch dann nicht in Betracht, wenn eine gebildete Rückstellung nicht aufzulösen ist 
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dem Übertragungszeitpunkt). 
 

7 Wird der erdiente Teil einer Versorgungsanwartschaft auf einen Pensionsfonds übertra-
gen, ist der sofortige Betriebsausgabenabzug nach § 4e Absatz 3 Satz 3 EStG nur möglich, 
soweit die Auflösung der Pensionsrückstellung auf der Übertragung des erdienten Teils 
auf den Pensionsfonds beruht.  
 

8 Beispiel 
 Am 1. Januar 2014 wird der erdiente Teil einer Versorgungsanwartschaft eines aktiven 

Anwärters aus einer Pensionszusage nach § 6a EStG auf einen Pensionsfonds und der 
noch zu erdienende Teil auf eine rückgedeckte Unterstützungskasse übertragen (sog. 
Kombinationsmodell). Am Übertragungsstichtag sind 60% der Versorgungsleistungen 
erdient. Die am Bilanzstichtag 31. Dezember 2013 passivierte Pensionsrückstellung 
beträgt 100.000 €. 

 
 Nach der Systematik der Teilwertermittlung gemäß § 6a EStG wäre unmittelbar nach der 

Übertragung des erdienten Teils auf den Pensionsfonds eine Pensionsrückstellung für den 
nicht übertragenen Teil der Versorgungsleistungen in Höhe von 40.000 € zu bilden. Die 
vollständige Auflösung der Pensionsrückstellung nach den Übertragungen beruht somit in 
Höhe von 40.000 € nicht auf der Übertragung des erdienten Teils der Versorgungsleistun-
gen auf den Pensionsfonds, sondern auf der Übertragung des noch zu erdienenden Teils 
auf die Unterstützungskasse. Folglich ist ein sofortiger Betriebsausgabenabzug nach § 4e 
Absatz 3 Satz 3 EStG nur in Höhe von 60.000 € möglich. 

 
4. Zeitliche Anwendung 

 
9 Die Regelungen dieses Schreibens gelten für alle noch offenen Fälle. Die Randnummern 4 

und 5 des BMF-Schreibens vom 26. Oktober 2006 (a. a. O.), wonach die bereits erdienten 
Versorgungsanwartschaften auch mit dem höheren steuerlich ausfinanzierbaren Teil 
(Quotient des Teilwertes gem. § 6a Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 EStG zum Barwert der 
künftigen Pensionsleistungen) im Übertragungszeitpunkt berücksichtigt werden können, 
können letztmals für Versorgungsanwartschaften anwendet werden, die vor dem 1. Januar 
2016 auf einen Pensionsfonds übertragen werden. 

 
10 Wird vor dem 1. Januar 2016 die Versorgungsanwartschaft aus einer Pensionszusage, bei 

der sich die Höhe der unverfallbaren Anwartschaft (zeitanteilig) nach § 2 Absatz 1 
BetrAVG ermittelt, auf einen Pensionsfonds übertragen, ist ein Barwertvergleich im Sinne 
von Randnummer 4 nicht erforderlich, wenn ein konstanter Rentenanspruch auf Basis der 
zeitanteilig erdienten (m/n-) Altersrente auf den Pensionsfonds übertragen wird, auch 
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leistungen entspricht (z. B. weil es sich dabei um eine steigende, dienstzeitabhängige 
Pensionszusage handelt). Eine steuerfreie Übertragung auf der Grundlage des steuerlich 
ausfinanzierbaren Teils (Quotient Teilwert/Barwert) der zugesagten Versorgungsleistun-
gen ist in diesem Fall nicht zulässig. Dabei sind alle betroffenen Versorgungszusagen ein-
heitlich zu behandeln. 

 
11 Beispiel 

 
Die Pensionszusage sieht eine jährliche Altersrente in Höhe von 100 € je Dienstjahr sowie 
eine Invalidenrente in Höhe von 80 % der bei Eintritt der Invalidität erreichten Altersrente 
vor. Nach 10 von insgesamt 30 erreichbaren Dienstjahren wird die erdiente Anwartschaft 
am 31. Dezember 2013 auf einen Pensionsfonds übertragen. 

 
Nach § 2 Absatz 1 BetrAVG sind zum Zeitpunkt der Übertragung arbeitsrechtlich 10/30 
der Altersrente von 30 Dienstjahren x 100 € = 3000 € sowie 10/30 der bis auf 3.000 € x 
80 % steigenden Invalidenrente erdient. Berücksichtigt werden kann dementsprechend der 
konstante Rentenanspruch für den Pensionsfondstarif, also eine Altersrente von 100 € x 30 
Dienstjahre x 10/30 = 1.000 € sowie eine Invalidenrente von 100 € x 80 % x 30 Dienst-
jahre x 10/30 = 800 €. 

 
12 Randnummer 10 ist bei beitragsorientierten Leistungszusagen und Entgeltumwandlungen 

mit der Maßgabe anwendbar, dass an die Stelle des zeitanteilig erdienten Anteils der im 
jeweiligen Umwandlungszeitpunkt erreichte Altersrentenanspruch (§ 2 Absatz 5a 
BetrAVG) tritt. Die Klassifizierung als beitragsorientierte Zusage ist grundsätzlich auf 
arbeitsrechtlicher Basis vorzunehmen und kann sich beispielsweise aus der tatsächlichen 
Handhabung des Arbeitgebers bei Rentenmitteilungen oder bei Ausscheiden mit unver-
fallbarer Anwartschaft ergeben. 

 
13 Bei der Übertragung von Versorgungsanwartschaften aus einer Zusage auf Unter-

stützungskassenleistungen nach § 4d EStG im Sinne von Randnummer 4 auf einen 
Pensionsfonds vor dem 1. Januar 2016 ist Randnummer 10 entsprechend anwendbar. 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht auf den Internet-
Seiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik Steuern - Veröffentlichungen 
zu Steuerarten - Einkommensteuer - zur Ansicht und zum Abruf bereit. 
 
Im Auftrag 


